







65594 Runkel, den 25.11.2010

Niederschrift

über die 49. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Mittwoch, den 24.11.2010, um 19.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in

Runkel einberufenen 49. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß 

geladen war, sind erschienen: 
Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1.   Becker, Erhard
2.   Belz, Martin

3.   Bergmeier, Margret

4.   Brahm, Bernhard

5.   Bremser, Eberhard

6.   Burggraf, Lothar
7.   Daniel, Günter

8.   Demel, Christoph

9.   Dorn, Andreas

10. Eckert, Bernd

11. Falk, Wolfgang

12. Gebhart, Günter


	13. Hastrich, Manfred
14. Kilb, Michael

15. Kuhlisch, Thomas

16. Naß, Armin

17. Nies, Arnold

18. Polomski, Bernhard

19. Röth, Rainer

20. Ruttmann, Dr. Gerhard

21. Schmidt, Hugo

22. Thomas, Michaela

23. Trog, Hans-Karl


Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender

2. Burggraf, Gertrud
3. Christl, Lothar
4. Duchscherer, Antonius
	5. Hemming, Sabine
6. Räbiger, Wolf-Dirk
7. Schmidt, Theo

8. Uhl, Michael


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 15. November 2010 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 19. November 2010 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. 

Entschuldigt fehlt seitens der CDU-Fraktion: Herr Volker Rosbach. 
Entschuldigt fehlen seitens der SPD-Fraktion: die Herren Dieter Beul,  Jörn Uhl und  Wolfgang Ackermann. 
Entschuldigt fehlen seitens des Magistrates: Herr Heiko Steinhauer und Frau Gertrud Burggraf (kommt später).
- 2 –
Herr stellv. Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch begrüßt die Stadtverordneten und Besucher sowie die Pressevertreter und leitet zum Tagesordnungspunkt 1 über.
Tagesordnung:
Punkt 1
Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Bender begrüßt alle Anwesenden und teilt mit, dass eine Anfrage der Bürgerliste vorliegt. Er liest die Anfrage wie folgt vor:

In der Sitzung der Stadtverordneten am 14.09.2005 wurde unter Top 5 und 6 beschlossen, dass die Stadt Runkel mit den kirchlichen Kindergärten Arfurt, Dehrn und Runkel jeweils einen Kindergartenbetriebsvertrag über eine Laufzeit von drei Jahren abschließt. 

1. Wurde hierzu mittlerweile jeweils ein neuer Betriebsvertrag abgeschlossen?

2. Wenn ja, wurden  Änderungen gegenüber den Verträgen aus 2005 vereinbart und wenn ja,

    welche Änderungen?

3. Gibt es möglicherweise bei der Stadt Runkel auch andere Verträge, die auf eine befristete Zeit

    abgeschlossen sind, die neu verhandelt werden müssten?

Herr Bürgermeister Bender antwortet auf die Frage 3, dass es andere Verträge gibt, wie Pacht- Nutzungs- und Wartungsverträge, die von der Verwaltung überprüft werden müssen. Die Verträge müssen verlängert, verändert oder beendet werden. 

Zu Frage 1 antwortet Herr Bürgermeister Bender, dass der Vertrag mit dem Kindergarten Dehrn am 30.09.2005 abgeschlossen wurde. Die Laufzeit betrug vom 01.01.2006 bis 31.12.2008. Es gilt folgende Regelung:  Der Vertrag wird jeweils um 1 Jahr verlängert, wenn keine Kündigung von beiden Seiten mit einer Frist von 6 Monaten zum Quartalsende erfolgt. Das ist bis heute nicht der Fall gewesen, d.h. dass dadurch immer eine einjährige Verlängerung des Vertrages stattgefunden hat. Es gibt eine Zusatzvereinbarung betreffend der 5. Gruppe. Die 5. Gruppe wird nicht von der Kirche bezuschusst (abweichend von der 15 % Beteiligung). Das Bischöfliche Ordinariat beteiligt sich an den Kosten für die 5. Gruppe des Kindergartens in Dehrn mit 7,5 % (die Hälfte des normalen Regelfördersatzes). 

Der Vertrag mit dem Kindergarten Arfurt stammt vom 01.01.2006 und läuft bis zum 31.12.2008.
Hier gilt auch die Verlängerung von jeweils einem Jahr, wenn keine Kündigung von beiden Seiten mit einer Frist von 6 Monaten zum Quartalsende erfolgt. 

Der Vertrag mit dem Kindergarten Runkel stammt vom 30.11.2005. Die Laufzeit ist vom 01.01.2006 bis zum 31.12.2008. Hier gilt die Verlängerung von einem Jahr, wenn keine Kündigung von beiden Seiten mit einer Frist von 1 Jahr zum Jahresende erfolgt. 
Zu Frage 3 antwortet Herr Bürgermeister Bender, dass die Stromkonzessionsverträge mit der Süwag und E.O.N zum 20.05.2012 bzw. 31.12.2011 auslaufen und neu verhandelt werden müssen.
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Herr Becker, Fraktionssprecher Bürgerliste, sagt, dass über 2 Sitzungen darüber diskutiert wurde, ob der Runkeler Kindergarten nicht von der Stadt Runkel geführt werden sollte. Herr Uhl schlug damals vor, den Vertrag über 3 Jahre abzuschließen. In den 3 Jahren ist eine detaillierte Zusammenstellung vorzunehmen in welchen Bereichen eine Mitbestimmung gewollt ist. Vor Vertragsablauf ist mit der Kirchengemeinde ein neuer Vertrag auszuhandeln. Es ging damals darum, dass die Stadt Runkel wenig Mitspracherecht hat und das sollte ausgeweitet werden. Herr Becker fragt, ob zwischenzeitlich mit der evang. Kirchengemeinde Gespräche über eine weitere Beteiligung der Stadt Runkel geführt wurden. 
Herr Bürgermeister Bender beantwortet diese Frage mit „nein“. 

Herr Becker fragt weiter, ob Gespräche diesbezüglich  geführt werden um die Mitbestimmung der Stadt Runkel zu erweitern. 

Herr Bürgermeister Bender sagt, dass die Stadt Runkel abwarten wollte, wie sich die Angebote im Kindergarten entwickeln. Die Verhandlungen mit der Kirchengemeinde werden im kommenden Jahr (2011) geführt. 

Herr Bürgermeister Bender verliest die zweite Anfrage der Bürgerliste Runkel:

In der vergangenen Woche wurden entlang des Lahnufers Büsche und Bäume entfernt. Es hieß, dies diene der Sicherheit der Bootsfahrer auf der Lahn.

Das mag sicher auch zutreffen, aber haben die Anliegergemeinden hier kein Mitspracherecht, die Abholzaktion etwas weniger radikal auszuführen?

Sonst wird, gerade wenn es um Verkehrswege geht, der Naturschutz in den Vordergrund geschoben. Hier scheint er aber mit Füßen getreten zu werden.

Herr Bürgermeister Bender erklärt hierzu, dass auf Veranlassung des Wasser- und Schifffahrtsamtes in Koblenz, Aussenbezirk Diez, entlang des Lahnufers in Dehrn Gehölzschnittarbeiten durchgeführt wurden. Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung kann über Art und Umfang der Arbeiten frei entscheiden. Genehmigungen jeglicher Art müssen nicht eingeholt werden. Gleiches gilt für evtl. Abstimmungen mit den Anliegerkommunen. Mit der Ausführung der Arbeiten wurde eine Privatfirma beauftragt. Abstimmung mit der Stadt Runkel über die Nutzung städtischer Flächen zur Lagerung des Schnittgutes wurden im Vorfeld nicht durchgeführt, sind aber, aufgrund der gemachten Erfahrungen der letzten Wochen, in Zukunft zwingende Voraussetzung. Auf Nachfrage von Herrn Kremer, Leiter Bauamt, warum die Arbeiten zur Vermeidung von Flurschäden nicht bei Frost durchgeführt wurden, wurde von dem Leiter des Außenbezirks in Diez mitgeteilt, dass er 68 Flußkilometer unterhalten  muss und nicht auf Frost warten kann.
Herr Becker, Fraktionssprecher Bürgerliste, bedankt sich für die Beantwortung der Fragen. 
Herr Bürgermeister Bender sichert zu, dass in Zukunft Gespräche mit dem Wasser- und Schifffahrtsamt geführt werden. 
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Punkt 2
Energiepark Runkel;

hier:        a) Informationsveranstaltung


     b) Beauftragung der Fa. Agena Energie mit der Erarbeitung eines entscheidungsreifen

                     Konzeptes

Herr stellv. Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch verliest die Vorlage und begrüßt hierzu Herrn Sauer, der die Informationsveranstaltung zum Energiepark durchführt. Vorab erläutert Herr Bürgermeister Bender, dass es sich bei den heutigen Informationen um Möglichkeiten handelt, die die Stadt Runkel zukunftsweisend und mit positiven Entwicklungen verbinden wird. 

Herr Sauer beginnt die Informationsveranstaltung mit der Vorstellung seines Unternehmens. Er erläutert die Risiken und Chancen. Hier geht es um die Verbindlichkeiten aus der Bodenbevorratung betreffend  der „Herrenwiese“ und  „Ober der  Limburger Straße“. Es handelt sich hier um 2.267.975,40 Mio. Euro Verbindlichkeiten zum Stichtag Ende des Jahres.  Herr Sauer erläutert eine Berechnung der anfallenden Zinsen der Bodenbevorratung, welche für die nächsten 10 Jahre ohne Verwertung oder Nutzung der Flächen für die Stadt Runkel anfallen werden (Handout siehe Anlage).
Herr Becker (Fraktionsvorsitzender Bürgerliste) schlägt vor, die Fragen in den Fraktionen zu sammeln und an den Bauausschuss weiterzugeben. Das Parlament sollte bei solchen Projekten  bereits in der Planungsphase eingebunden werden. Der Austausch von Änderungen und Neuplanungen sollte bereits im Bauausschuss vorliegen, der dann in regelmäßigen Abständen berichtet.

Erster Schritt dieser Zusammenarbeit mit den Projektentwicklern des Unternehmens Agena sollte sein, die gesammelten Fragen im Bauausschuss anzusprechen und zu klären. 

Herr Naß (CDU-Fraktion)  stimmt Herrn Becker zu und ergänzt, dass die Informationszeit zu diesem Projekt zu kurz sei. Gleichzeitig stimmt er einer Verweisung in den Bauausschuss zu.   
Herr Becker (Bürgerliste) schließt sich der CDU-Fraktion auf Verweisung in den Bauausschuss an. Sollte es zur Umsetzung des Projektes kommen, soll der Bauausschuss im regelmäßigen Dialog mit dem ausführenden Unternehmen stehen und dem Parlament regelmäßig berichten. Weiterhin wird beantragt, dass der Magistrat von mindestens einem weiteren Unternehmen ein Angebot zur wirtschaftlichen Nutzung der angesprochenen Flächen in der Herrenwiese und dem Ennericher Gewerbegebiet einholt.  
Herr  Stadtverordneter Hastrich spricht die Verkehrsanbindung an. Der Bau des Kreisels wurde bereits verschoben. Das Verkehrsaufkommen ist jetzt schon grenzwertig. Wie sollen die Kosten für die erforderliche Verkehrsregelung getragen werden?  
Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass es für ein Verkehrskonzept momentan zu früh 

ist. 
Herr Stadtverordneter Schmidt sagt, dass mit einer Verweisung in den Bauausschuss unnötig Zeit verloren geht.
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Herr Kuhlisch stellt klar, dass durch die Antragstellung der BL, die einen Dialog mit dem Bauausschuss beantragt, mehr Ergebnisse vorliegen, die leichter zu einer Beschlussfassung im Parlament führen.

Herr Sauer schlägt vor, dass Fragen der Fraktionen eventuell schon jetzt der Verwaltung vorgelegt werden, die dann im Bauausschuss von ihnen beantwortet werden.
Herr stellv. Stadtverordnetenvorsteher  Kuhlisch  bittet über den Verweisungsantrag  in den Bau- und Umweltausschuss abzustimmen.

Abstimmung:

Ja- 22

Nein - 1
Enthaltung- 0

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt mehrheitlich die Verweisung in den Bau- und Umweltausschuss.
Des Weiteren bittet Herr Kuhlisch über den Antrag auf Einholung eines Alternativangebotes  abzustimmen.
Abstimmung:

Ja-18

Nein - 5
Enthaltung- 0

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt mehrheitlich die  Einholung eines Alternativangebotes.
Die Bürgerliste beantragt durch Herrn Becker, dass der Bauausschuss einen regelmäßigen Dialog mit den projektbegleitenden Unternehmen führt. Deswegen hat der Bauausschuss in gleichmäßigen Zeitabständen das Parlament über die Umsetzung des Projekts zu informieren.
Hierdurch soll das Parlament  in die Planung und den Fortgang eingebunden werden.

Abstimmung:

Ja- 21

Nein -
0
Enthaltung- 2

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt mehrheitlich, dass der Bauausschuss einen regelmäßigen Dialog mit den projektbegleitenden Unternehmen führt. 
Punkt 3
Verkauf städtischer Grundstücke im Rahmen der geplanten Errichtung eines Gesundheits/Wellness Zentrums im Stadtteil Schadeck;

a) Grundstück Gemarkung Schadeck, Flur 2, Flurstück 159 u.a.

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass der Magistrat beauftragt war weitere Verhandlungen mit den Herren Gabb und Pörtner zu führen mit dem Ziel, noch offene Fragen zu klären. Zur Verkehrsanbindung erläutert er, dass die Stellplätze durch die Überarbeitung der Herren Gabb und Pörtner von 24 auf 61 erweitert wurden.  Details werden, wie bei allen anderen Projekten, auf der Ebene der späteren Bauleitplanung abgeklärt. Hierzu verliest Herr Bürgermeister Bender eine schriftliche Mitteilung der Herren Gabb und Pörtner, in dem der genaue Bauablauf 
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geschildert wird. Beabsichtigte Schaffung des Bauplanungsrechts und Baurechts bis zum 4. Quartal 2011, für die Bauabschnitte I. und II. Beide Bauabschnitte werden zeitgleich in einem Verfahren behandelt. Der Baubeginn des I. Bauabschnittes soll  ab dem 4. Quartal 2011 sein, der Baubeginn des  II. Bauabschnittes soll ab dem 3. Quartal 2012 erfolgen. Fertigstellung der gesamten Baumaßnahme bis 3.- 4. Quartal ist 2014. Im Rahmen der Erschließungsmaßnahmen des Bauabschnittes I. im 4. Quartal 2011 werden die Flächen für Bauabschnitt II. bereits voll miterschlossen.
Zum jetzigen Zeitpunkt wird die reine Grundstücks- und Planungssicherheit angestrebt um die  notwendigen weiteren Projektschritte zu gewährleisten. Offene Punkte einer möglichen Bankbürgschaft der Herren Gabb u. Pörtner für den II. Bauabschnitt kann erst in den nächsten Schritten mit der Stadt Runkel im Rahmen der Schaffung des Baurechts  erarbeitet werden. Eine Bankbürgschaft wird nicht generell abgelehnt, jedoch kann diese zum jetzigen Zeitpunkt nicht konkretisiert werden.
Der Bodenrichtwert im Bereich der Gemeindestraße „Am Bangert“ beträgt 70 Euro/m² für erschlossene Grundstücke.

Die Investoren sind bereit, für die Lage des Plangebietes einen Zuschlag von 20 %  entsprechend 14 Euro /m² zu akzeptieren. Unter Berücksichtigung eines Abzugs für die durchzuführende Erschließung von  35 Euro/m² haben die Investoren zugestimmt, gegebenenfalls einen abschließenden Quadratmeterpreis von 49 Euro/m² zu zahlen.  

Eine Rückauflassung des HLG-Grundstückes unter folgenden Bedingungen kommt nur infrage, wenn die sichtexponierte Wohnbebauung im I. Abschnitt erfolgt. Dann werden die Flurstücke 160/ und 161/2 auf die Stadt Runkel rückübertragen. Für die Flurstücke 159, 162/1 und 168 tritt dann eine Nachzahlungsverpflichtung von 35 Euro/m² ein. Dieser Betrag setzt sich aus dem abschließenden Quadratmeterpreis von  49 Euro abzüglich der Vorauszahlung von 14 Euro/m² zusammen.  
Herr Stadtverordneter Becker erklärt, dass die Bürgerliste diesem Vorhaben sehr positiv gegenüber steht. Jedoch sollten die Parkplätze  parallel zur Straße eingerichtet und die beiden Gebäude sollten mehr in Richtung Wohnhäuser gebaut werden. Die Bürgerliste bittet um kurze Sitzungsunterbrechung um über die Nachzahlungsverpflichtung zu beraten.
Nach der Sitzungsunterbrechung beantragt die Bürgerliste den 3. Absatz des Beschlussvorschlages um die konkrete Zahl von 35 Euro/m² Nachzahlung zu ergänzen.
Herr Naß (CDU-Fraktion) sagt, dass die CDU-Fraktion  den Standort nicht sehr vorteilhaft findet. Gleichzeitig sind die zusätzlichen Informationen der CDU zu  kurzfristig. Deshalb kann die CDU-Fraktion heute keinen zustimmenden Beschluss abgeben.

Herr stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch bittet um die erste Abstimmung.

1.) Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt mehrheitlich, das sich im Eigentum der HLG befindliche Grundstück Gemarkung Schadeck, Flur 2, Flurstück 169, Größe 1.593 m², zu einem Mindestverkaufspreis in Höhe von 22.47 Euro/m² an die Herren Achim Pörtner und Thorsten Gabb zu veräußern.

Abstimmung:

Ja-
14
Nein-
9

Enthaltung-
0
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2.) Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt mehrheitlich, die städtischen Grundstücke Gemarkung Schadeck, Flur 2, Flurstück 159, Größe 3.106 m², Flurstück 160/1, Größe 1.490 m², Flurstück 161/2, Größe 0,02 m², Flurstück 162/1, Größe 391 m² und Flurstück 168, Größe 57 m² an die Herren Achim Pörtner und Thorsten Gabb zu einem m² Preis in Höhe von 14 Euro zu veräußern.

In den abzuschließenden Kaufvertrag ist eine Nachzahlungsverpflichtung von 35 Euro/m² für den Fall aufzunehmen, dass der II. Bauabschnitt (Gesundheit- und Wellnesszentrum) nicht zur Ausführung gelangt.
Abstimmung:

Ja-
14
Nein-
9

Enthaltung-
0
Punkt 4
Erneuerung der Toilettenanlage im Bürgerhaus Dehrn;
hier:         Genehmigung einer überplanmäßigen Ausgabe
Herr stellv. Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch erklärt, dass im Jahr 2011 eine überregionale Veranstaltung im Bürgerhaus Dehrn stattfinden soll. Aus diesem Grund soll die Toilettenanlage im Vorgriff erneuert werden. Die Stadt Runkel hat für diese Maßnahme im Haushaltsplan 2010 keine Finanzmittel budgetiert. Der Magistrat schlägt vor, eine überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 50.000,-- € im Budget „Allgem. Einrichtungen und Unternehmen“ zu beantragen unter Reduzierung des gleichen Betrages der Investitionsmittel für den Dorfplatz Dehrn. 

Herr Bürgermeister Bender erläutert, wenn diese Maßnahme im Haushalt 2011 aufgenommen worden wäre und die Genehmigung in der 2. Hälfte des Jahres erfolgt wäre (aufgrund der Kommunalwahlen), hätte die Maßnahme zur Erneuerung der Toilettenanlage nicht mehr rechtzeitig zu dem bevorstehenden großen Musikevent ausgeführt werden können. Aus diesem Grund wird  diese Maßnahme im Nachtrag zum Haushalt 2010 beantragt.

Herr CDU-Fraktionsvorsitzender Naß teilt mit, dass diese überplanmäßige Ausgabe in der CDU-Fraktionssitzung diskutiert wurde. Herr Naß fragt, ob eine Beteiligung der Dehrner Ortsvereine möglich wäre (Eigenleistung). Die CDU-Fraktion beantragt die Verweisung in den Bauausschuss.

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass diese Maßnahme nicht nur für diese eine Veranstaltung vorgenommen wird.  Die Toilettenanlage befindet sich in einem sehr schlechten Zustand. 
Falls die Maßnahme zur Erneuerung der Toilettenanlage in den Bauausschuss verwiesen wird, kommt es zu Zeitverzögerungen.
Herr Ortsvorsteher Polomski teilt mit, dass die Toilettenanlagen nicht mehr ausreichend sind.  Die Maßnahme zur Erneuerung der Toilettenanlagen ist dringend erforderlich, ansonsten werden die Gesetzesauflagen nicht mehr erfüllt. 

Herr Belz (CDU-Fraktion) ist verwundert, dass letztes Jahr Mittel aus dem Bundeskonjunkturpaket in das Dehrner Bürgerhaus für einen Anbau  hineingeflossen sind und  in diesem Zuge die Toilettenanlagen nicht erneuert wurden. Im Stadtteil Eschenau sind Renovierungsarbeiten mit den Mitteln aus dem  Bundeskonjunkturpaket abgedeckt worden. 
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Der Anstrich in Höhe von 6.000,-- € ist von den Vereinen übernommen worden. 
Er fragt, weshalb diese Maßnahme nicht über das Konjunkturpaket abgedeckt worden ist.

Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass die Renovierung des Bürgerhauses in Dehrn in 3 Schritten vorgesehen war. Schritt 1 war der Anbau des Bürgerhauses Dehrn, Schritt 2 war die Anbringung der Bühne und Schritt 3 war die Veränderung der Sanitäranlagen. Durch gutes Wirtschaften ist noch Geld vorhanden und Schritt 3, die dringend notwendige Erneuerung der Toilettenanlagen, wird vorgezogen. 
Herr Schmidt (SPD-Fraktion) fragt, ob über die Erneuerung der Toilettenanlage nicht in der Stadtverordnetenversammlung entschieden werden kann. Er ist der Meinung, dass dieser Punkt nicht in den Bauausschuss verwiesen werden muss.

Herr stellv. Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch bittet über den Verweisungsantrag der CDU-Fraktion in den Bau- und Umweltausschuss abzustimmen.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, den Antrag der CDU-Fraktion auf Verweisung in den Bau- und Umweltausschuss abzulehnen.
Abstimmung:

Ja- 8


Nein – 15

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt mehrheitlich die Bildung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 50.000,-- € im Budget Allgem. Einrichtungen und Unternehmen (GUVB 571) unter Reduzierung des gleichen Betrages der Investitionsmittel für den Dorfplatz Dehrn (109-541-02).

Abstimmung:

Ja- 14


Nein- 7

Enth.- 2

Punkt 5
Gebührenanpassung im Bereich „Wasser“

und 

Punkt 6
Gebührenanpassung im Bereich „Abwasser“

Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass sich der Magistrat sehr intensiv mit dem Thema „Wassergebühren“ auseinandergesetzt hat. Die Stadt Runkel ist von der Kommunalaufsicht verpflichtet worden, Gebührenanhebungen im Bereich Wasser vorzunehmen. Es besteht im Bereich Wasser für 2010 eine Unterdeckung von 219.000,-- €. Im Bereich Abwasser besteht eine Unterdeckung in Höhe von 145.000,-- €. Der Magistrat der Stadt Runkel schlägt vor, im Jahr 2011 die Wassergebühr pro m³ von 2,00 € auf 2,40 € zu erhöhen. Die Kostendeckung wäre erst bei 2,62 €/m³ gegeben. Die Unterdeckung für 2011 wäre dann noch bei 77.000,-- €. 
Reparaturarbeiten an Hausanschlüssen (von der Abzweigung der Hauptleitung bis zur Absperrvorrichtung im Haus) werden, wie bisher, von der Stadt Runkel übernommen.

- 9 -

Der bis 2013 gesetzlich vorgeschriebene Austausch der Bleihausanschlüsse (derzeit  ca. 150) wird auch von der Stadt Runkel übernommen. Die Kosten pro Austausch der Bleianschlussleitungen betragen 3.000,-- bis 5.000,-- €. Diese Kosten sind  in der Gebührenbedarfsberechnung enthalten. 
Herr Bürgermeister Bender teilt weiterhin mit, dass die Gebührenanpassung im Bereich „Abwasser“ bei 4,80 €/m³ liegt. 2010 wäre der kostendeckende Preis  5,33 €/m³  gewesen.  Der Fehlbetrag liegt bei 145.000,-- €.  Der Vorschlag wäre, auf 4,80 €/m³ zu erhöhen, kostendeckend wären 5,61 €/m³.  
Herr Bürgermeister Bender bittet den Haupt- und Finanzausschuss darüber zu beraten. 

Herr CDU-Fraktionsvorsitzender Naß sagt, dass im Zeitalter der Doppik genauere Zahlen vorliegen sollten, um zu sehen was man in Zukunft verändern kann und um den Wasserpreis für die Bürger zu senken. 
Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass  keine genauere Wasserbilanz von der Verwaltung vorgelegt werden kann, da diese Zahlen bereits sehr intensiv von der Verwaltung ermittelt wurden.

Herr Becker (Fraktionsvorsitzender Bürgerliste) stellt den Antrag, Punkt 5 und Punkt 6 in den HFA zu verweisen.

Herr Becker bittet darum, dass dem HFA alle relevanten Unterlagen, aus denen sich erkennen lassen welche Kosten in die Gebührenrechnung einfließen, aufbereitet vorgelegt werden, wenn möglich vor der Sitzung.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, die Beratung und Verweisung von Punkt 5 und 6 in den Haupt- und Finanzausschuss.

Abstimmung:

Ja – 23


Nein – 0

Punkt 7
Übernahme einer Ausfallbürgschaft für den TUS Wirbelau

Herr Becker, Fraktionsvorsitzender Bürgerliste, lobt die Verwaltung. Die Unterlagen waren vollständig und es konnte beraten und beschlossen werden. 

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, die vom TUS Wirbelau beantragte Ausfallbürgschaft in Höhe von 15.000,-- € zu übernehmen.

Abstimmung:

Ja- 23


Nein - 0
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Punkt 8
1. Nachtrag für das Haushaltsjahr 2010;

hier:        Bericht durch den HFA-Vorsitzenden, Herrn Gebhart, mit Beschlussvorschlag
TOP 8: 1. Nachtrag zum Haushaltsplan 2010

Der 1. Nachtrag zum Haushaltsplan 2010 ist am 27.10.2010 eingebracht und zur weiteren Beratung in den HFA verwiesen worden. Der HFA hat sich am 18.11.2010 mit dem Nachtrag befasst. In den Beratungen ist dann dem HFA eine überarbeitete Version vorgelegt worden, in der hauptsächlich die Steuern und Zuweisungen den aktualisierten Steuerschätzungen angepasst worden sind. 

Die Veränderungen bei den Erträgen belaufen sich saldiert auf – 160.000 €, wobei die Korrektur bei den Anteilen aus Einkommensteuer mit -260.000 € zu Buche schlägt. Dagegen stehen Mehr-Einnahmen bei verschiedenen anderen Positionen.

Die Aufwendungen sind gegenüber dem Plan um 225.000 € höher, im Wesentlichen verursacht durch eine Erhöhung bei der Gewerbesteuer-Umlage von 250.000 €. Die weiteren Erhöhungen und Reduzierungen bei verschiedenen Ansätzen gleichen sich nahezu aus. Ich möchte auf die Einzelaufzählung an dieser Stelle verzichten, diese können der Vorlage entnommen werden.

Eine Reduzierung bei den Zinsaufwendungen für den Wohnungsbau um 100.000 € führt zusammen mit den oben genannten Veränderungen zu einer Verschlechterung des ordentlichen Ergebnisses um 285.000 € auf nunmehr -2.964.300 €.
Die Investitionen sind saldiert um 347.000 € höher als geplant, Mehr-Auszahlungen von 
784.000 € stehen Mehr-Einzahlungen von 437.000 € gegenüber.

Im Einzelnen sind dies:

Radweg Steeden – Dehrn + 100.000 € für die Fertigstellung und eine zusätzliche Uferbefestigung in einem Teilbereich zum Schutz gegen Hochwasser.

Radweg Kerkerbachtal + 63.000 €, die sich aus Auszahlungen von 180.000 € und Zuschüssen von 117.000 € ergeben und zur Befestigung und Verkehrssicherung des Weges im Gebiet der Stadt Runkel verwendet werden.

Campingplatz Runkel – 19.000 €, nachdem im Haushalt 2009 bereits 150.000 € eingestellt worden sind, sind nunmehr weitere 211.000 € vorzusehen, die Gesamtinvestition beträgt somit 361.000 €. Dagegen stehen Zuschüsse von insgesamt 230.000 €. Über diese Maßnahme hat die STVV im Jahr 2010 bereits einen Einzelbeschluss gefasst.
Neubau FW-Gerätehaus Runkel-Schadeck 301.000 €. Nachdem der Beschluss zum Bau des FW-Gerätehauses gefasst wurde und im Haushaltsplan bereits der Landeszuschuss von 301.000 € eingestellt worden ist, ist nun zum Ausgleich in gleicher Höhe eine Auszahlung veranschlagt worden. Diese wird als Anzahlung auf die Baumaßnahme verwendet und vermindert den zu finanzierenden Betrag.

Weiterhin sind 2 Ansätze für Büromöbel und für Ausrüstungen reduziert worden, ein neuer Ansatz für den Parkplatz am Kindergarten Ennerich, über den auch bereits ein Einzelbeschluss vorliegt, ist eingestellt worden, ebenso wie insgesamt 90.000 € für Beiträge Kanalanschlüsse in Wirbelau und Ennerich.
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Als zusätzliche Änderung hat der Magistrat dann noch den Ansatz von 29.000 € zur Sanierung des FW-Gerätehauses Ennerich beantragt. Der Betrag teilt sich auf in 19.000 € für die Sanierung des Schlauchturmes und 10.000 € für die Erneuerung der Tore. Der HFA hat der Aufnahme dieses Betrages zugestimmt, dadurch erhöht sich der Verlust (Jahresergebnis, Nr. 01) auf  
- 2.993.300 €.

Bereinigt um die darin enthaltenen, nicht finanzwirksamen Positionen (Abschreibungen, Rückstellungen) ergibt sich ein Finanzmittelbedarf (Nr. 09) aus der laufenden Verwaltungstätigkeit von 2.107.500 €. Die geänderten Ein- und Auszahlungen aus den Investitionen führen zu einem Finanzbedarf aus Investitionstätigkeit (Nr. 15) von 1.361.000 €. Bis zu diesem Betrag dürfen auch Investitionskredite aufgenommen werden.

Die Tilgungen der bestehenden Kredite betragen 579.000 € und erhöhen den Finanzmittelbedarf (Nr. 19) entsprechend. Dieser beträgt nunmehr 2.686.500 € und muss über Kassenkredite abgedeckt werden.

Im Stellenplan ist vorgesehen, bei den Kindertagesstätten eine zusätzliche Stelle der Entgeltgruppe S 6 für eine Erzieherin/Erzieher als Aushilfe bereit zu stellen. Diese Stelle ist mit anteiligen Kosten für einen Monat im Nachtragshaushalt enthalten.

Der HFA schlägt der STVV vor, dem so geänderten 1.Nachtrag zum Haushaltsplan 2010 zuzustimmen.

Herr stellv. Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch verliest den Antrag der Bürgerliste, in dem die 

10.000 Euro für die Erneuerung der Tore für das Feuerwehrhaus Ennerich wieder herausgenommen werden sollen. Das Feuerwehrhaus Ennerich soll einer Gesamtuntersuchung des Energiehaushaltes unterzogen werden.
Abstimmung:

Ja-
9

Nein- 12
Enthaltung-2

1) Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt mehrheitlich, den Antrag der Bürgerliste auf Herausnahme der 10.000,-- € aus dem Haushalt 2010 für die Erneuerung der Tore für das Feuerwehrhaus Ennerich  abzulehnen.

Zweite Abstimmung erfolgt, wie vom HFA vorgeschlagen, über die Änderung der Investitionen, über die Änderungen bei den Aufwendungen und  Erträgen und der hieraus ergebenden Änderungen bei der Gesamtergebnisrechnung des Nachtragshaushaltes.
Abstimmung:

Ja-
23
Nein- 0
Enthaltung- 0
2) Beschluss:
Der Antrag des HFA über die Änderung der Investitionen über die Änderungen bei den Aufwendungen und  Erträgen  mit der hieraus ergebenden Änderungen bei der Gesamtergebnisrechnung des Nachtragshaushaltes zuzustimmen, wird von der Stadtverordnetenversammlung einstimmig angenommen.
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Herr stellv. Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch bittet um eine weitere Abstimmung über eine Stellenplanänderung, die eine weitere Stelle im Kindergarten Ennerich beinhaltet, welche für einen Monat in Haushalt 2010 noch wirksam wird. 
Abstimmung:

Ja- 23

Nein-0

Enthaltung-0

3) Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt der Stellenplanänderung, eine weitere Stelle für die Kindergärten (Springer) der Stadt Runkel vorzunehmen, zu. 
Herr stellv. STV Kuhlisch bittet um Abstimmung über den Satzungsbeschluss für die 1. Nachtragssatzung des Haushaltes 2010

Abstimmung:

Ja- 23

Nein -0
Enthaltung-0

4. Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die 1. Nachtragssatzung des Haushaltes 2010 einstimmig an.
Punkt 9
Ausweisung einer Natur- oder Waldbestattungsfläche;
hier:        Antrag der SPD-Fraktion

Die SPD-Fraktion stellt einen Antrag zur Ausweisung eines Friedwaldes im Bereich der Stadt Runkel.
Herr Dr. Ruttmann erklärt zu Punkt 9 „Ausweisung eines Friedwaldes“, dass „Friedwald“ eine Organisation ist, die in Deutschland tätig ist. „Friedwald“ ist der Name des Unternehmens und betreibt in Weilrod bereits eine solche Anlage. Das Unternehmen „Friedwald“ hat an einem zusätzlichen Standort in Runkel kein Interesse. Er schlägt vor, Punkt 9 im Protokoll entsprechend zu ändern. 
Herr Dr. Ruttmann berichtet, dass es in Hessen bereits 10 Einrichtungen gibt, die sich in die Gruppe Friedwald und Ruheforst aufteilen. Friedwald hat 5 Anlagen und Ruheforst hat 4 Anlagen. Es gibt noch einen Friedhofswald bei Rasdorf, der privat betrieben wird. 
Der Bedarf an Natur- oder Waldbestattungen ist sehr groß. Angesichts steigender Kosten im Bestattungswesen und durch mangelnde Garantie der Grabpflege durch die Familie nimmt die Nachfrage nach alternativen Bestattungsformen zu. Natur- oder Waldbestattungen sind auch mit Pfarrern der katholischen oder evangelischen Kirchen üblich. 
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Die Kosten für die Errichtung einer Natur- oder Waldbestattungsfläche würden ca. 70.000,-- € betragen. 

Herr Becker (Fraktionsvorsitzender Bürgerliste) schließt sich dem Antrag von Herrn Dr. Ruttmann an.
Der Magistrat sollte zusätzlich prüfen, ob auf den Friedhöfen der Stadt Runkel Rasengräber eingerichtet werden können. 

Beschluss: 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt mehrheitlich, den Magistrat mit der Prüfung zu beauftragen, ob im Bereich der Stadt Runkel Bedingungen für Natur- oder Waldbestattungen geschaffen werden können sowie die Möglichkeit von Rasengräbern.

Abstimmung: 


Ja – 21


Nein – 1

Enth. - 1
Punkt 10
Genehmigung der Niederschriften vom 25.08.2010 und 22.09.2010
Herr Gebhart teilt mit, dass der HFA-Bericht (Pkt. 7) in der Niederschrift vom 22.09.2010  geändert werden muss. 

Herr Becker (Bürgerliste) teilt mit, dass in der Niederschrift vom 22.09.2011 Absatz 4  geändert werden muss. 

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, die Genehmigung der Niederschriften vom 25.08.2010 und 22.09.2010 (mit Änderung).
Abstimmung:


Ja – 23


Nein – 0

Enth. - 0

Punkt 11
Mitteilungen des Magistrats
Punkt 1: Radweg R7 Steeden-Dehrn:

Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass es im Bereich des neuen Radweges R7 zwischen Steeden und Dehrn bezüglich des Hochwasserschutzes Probleme gab. Die Stadt Runkel hat das Beweissicherungsverfahren durchführen lassen. Die Arbeiten zur Böschungssicherung wurden heute begonnen.  
Punkt 2: Mietvertrag Zehntscheune:
Letzte Woche ist der Mietvertrag Zehntscheune mit dem Fürstentum Wied zum31.12.2011 gekündigt worden. 
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Herr Bürgermeister Bender informiert, dass die Baumaßnahmen für die Ortsumgehung Dehrn nicht wie beabsichtigt dieses Jahr beendet werden, sondern erst im Frühjahr 2011. Es werden Mehrkosten entstehen, die die Stadt Runkel nicht zu tragen hat.
Herr Bürgermeister Bender bedankt sich für die  Aufmerksamkeit.

Herr stellv. Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch beendet die Sitzung um 22.15 Uhr und teilt mit, dass die nächste Stadtverordnetenversammlung am 17.12.2010, um 19.00 Uhr in Arfurt stattfindet. 

(Kuhlisch)






(Butzbach)
stellv. Stadtverordnetenvorsteher



Schriftführerin
